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2. Änderungssatzung vom 30.05.2017 
zur Satzung der Stadt Detmold für die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 
2 ÖPNVG NRW vom 22.07.2011  
 
Der Rat der Stadt Detmold hat aufgrund des § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994, in seiner 
Sitzung am 18.05.2017 die folgende 2. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Detmold für 
die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW vom 21.07.2011 
beschlossen: 
 
 
Artikel I 
 
Ziffer 1 der Satzung wird wie folgt geändert: 
 
In Ziffer 1.4 wird zweiter Absatz mit folgender Fassung angefügt: 
 

„Soweit die hiesige zuständige Behörde künftig im Rahmen von 
Delegationsvereinbarungen gemäß § 23 Abs. 1 1. Alt. GkG NRW die Zuständigkeit 
nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW bezogen auf bestimmte Linien/Linienabschnitte 
oder ein bestimmtes Gebiet auf eine andere Behörde überträgt, finden die 
Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift darauf keine Anwendung.“ 

 

 
Artikel II 
 
Ziffer 2 der Satzung wird wie folgt geändert: 
 
Die Überschrift Ziffer 2.2 erhält folgende Fassung: 
 

„Einbezogene Arten von Verkehrsdiensten und Definition der Linienbündel“ 
 

 
Nach Ziffer 2.2 wird folgende Überschrift eingefügt: 
 

„2.2.1 Einbezogene Arten von Verkehrsdiensten.“ 
 
Eingefügt werden die Ziffern  2.2.2, 2.2.2.1 und 2.2.2.2 mit folgenden Wortlauten: 
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2.2.2 Definition „Linienbündel“ und „Linie“ bzw. „einzelne Linien“ 
 
2.2.2.1 Linienbündel 
 
Im Rahmen des Antrags- und Bewilligungsverfahrens nach Ziff. 10 erfolgt die 
Aufschlüsselung der maßgeblichen Daten differenziert nach Linienbündeln bzw. 
Linien. Linienbündel / Linien werden für diese Zwecke wie folgt definiert:  
 
a) Linienbündel im engeren Sinne 
 
Ein Linienbündel liegt in folgenden Fällen vor: 

- wenn dem Betreiber Genehmigungen nach § 9 Abs. 2 PBefG „gebündelt“ 
erteilt wurden oder 

- wenn der maßgebliche Nahverkehrsplan Linienbündel definiert und das 
jeweilige Bündel ausschließlich von einem Betreiber bedient wird, der für alle 
Linien des Bündels Inhaber der personenbeförderungsrechtlichen 
Genehmigungen bzw. Erlaubnisse bzw. der Betriebsführung ist (vgl. Ziff. 4.1). 
Als ein Betreiber gilt auch eine Gemeinschaft mehrerer Unternehmen, wenn 
die fraglichen Verkehre aufgrund von Gemeinschaftskonzessionen bedient 
werden (vgl. Ziff. 4.1). 

 
b) Vorhandene Netze als Linienbündel im weiteren Sinne 
 
Definiert der maßgebliche Nahverkehrsplan keine Linienbündel bzw. liegt keine 
„gebündelte“ Genehmigung nach § 9 Abs. 2 PBefG vor, so wird ein vorhandenes 
Verkehrsnetz als ein Linienbündel behandelt, insbesondere bei Linien, die 
wirtschaftliche und/oder verkehrliche Verflechtungen i. S. d. § 9 Abs. 2 PBefG 
aufweisen. In diesem Fall legt der Betreiber mit Antragstellung (Ziff. 10.1) die 
Bündelung der betreffenden Linien dar. Wenn die zuständige Behörde dem nicht 
binnen vier Wochen widerspricht, gilt ihre Zustimmung zu dieser gebündelten 
Betrachtung als erteilt. Buchstabe c) gilt auch für diesen Fall. 
 
c) Teile von Linienbündeln 
 
Bei gemischten Linienbündeln (Bedienung eines Linienbündels bzw. eines 
vorhandenen Netzes durch mehrere Betreiber) werden die jeweils von einem 
Betreiber bedienten Linien dieses Bündels als ein Linienbündel behandelt. 
 
2.2.2.2 Einzelne Linien 
 
Liegt kein Linienbündel i.S.d Ziff. 2.2.2.1 lit. a) bis c) vor, werden die Linienverkehre 
eines Betreibers jeweils einzeln betrachtet.“ 

 
 
 

Artikel III 
 
In Ziffer 3.2 wird die Ziff. 6.8 durch Ziff. 6.9 ersetzt und es werden folgende Sätze angefügt:  
 

„Sofern der Tarif „Der Sechser“ durch einen anderen Tarif ersetzt wird oder in diesem 
aufgeht („Westfalentarif“), treten an die Stelle der in Satz 2 genannten Ziffern 6.9 und 
7.4 der Tarifbestimmungen „Der Sechser“ diejenigen Bestimmungen des Folgetarifs, 
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die inhaltlich diesen beiden Ziffern entsprechen. In diesem Fall gelten Verweise in 
dieser allgemeinen Vorschrift auf Tarifbestimmungen oder Bestandteile des Tarifs 
„Der Sechser“ als Verweise auf die entsprechenden Bestimmungen des den Tarif 
„Der Sechser" ablösenden Tarifs.“ 
 

In Ziffer 3.4  wird Ziff. 6.8.1 durch Ziff. 6.9.1 ersetzt.  
 
 
Artikel IV 
 
Ziffer 4 der Satzung wird wie folgt geändert: 
 
Ziffer 4.1, Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 

„Antragsberechtigt sind Verkehrsunternehmer nach § 3 PBefG, die Verkehre i.S.d. 
Ziff. 2.2.1 betreiben (Betreiber).“ 

 
 
 
Artikel V 
 
Ziffer 5 der Satzung wird wie folgt geändert: 
 
Ziffer 5.1, 2. Absatz erhält folgende Fassung: 
 

„Der Ausgleich wird jeweils auf ein Kalenderjahr bezogen bewilligt (Bewilligungsjahr = 
Durchführungszeitraum).“ 

 
 
Artikel VI 
 
Ziffer 6 der Satzung wird wie folgt geändert: 
 
Ziffer 6.3 erhält folgende Fassung: 
 

Die Ermittlung der Anteile der Betreiber an diesem Budget (Ziff. 6.2) erfolgt gemäß 
§ 11a Abs. 2 Sätze 4 bis 7 ÖPNVG NRW (vgl. Ziff. 6.4 bis 6.7).  
Die Anteile eines Betreibers werden nach jedem ÖDA getrennt berechnet und 
ausgewiesen (vgl. Ziff. 6.5.1 Satz 2) 
 

In Ziffer 6.4.2, 4. Spiegelstrich, wird folgender Satz angefügt: 
 

„Solche Nachzahlungen werden in dem Jahr berücksichtigt, in dem sie dem Betreiber 
zufließen.“ 

 
Ziffer 6.5, Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 

„Die Zuordnung der Erträge im Ausbildungsverkehr gemäß § 11a Abs. 2  Sätze 5 bis 
7 ÖPNVG NRW wird unabhängig davon, ob der Betreiber im Gebiet einer oder 
mehrerer zuständiger Behörden tätig ist, wie folgt vorgenommen:“ 

 
In Ziffer 6.5.1 wird folgender Satz angefügt: 
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„Für Verkehre, die auf Grund eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Sinne von 
Art. 3 Abs.1 der VO  (EG) 1370/2007 durchgeführt werden, ist die Zuordnung und 
Berechnung der Erträge jeweils gesondert vorzunehmen.“ 

 
In Ziffer 6.5.2 wird in Satz 1 das Wort „sämtliche“ durch das Wort „die“ ersetzt sowie 
folgender Satz angefügt: 
 

„Für Verkehre, die auf Grund eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Sinne von 
Art. 3 Abs.1 der VO (EG) 1370/2007 durchgeführt werden, sind ausschließlich die 
Wagenkm des öffentlichen Dienstleistungsauftrags maßgeblich.“ 
 

In Ziffer 6.5.5 wird folgender Satz neu angefügt: 
 

„Für Verkehre, die auf Grund eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Sinne von 
Art. 3 Abs.1 der VO (EG) 1370/2007 durchgeführt werden, werden ausschließlich die 
Erträge und Wagenkilometer des öffentlichen Dienstleistungsauftrags zu Grunde 
gelegt.“ 

 
Artikel VII  
 
Ziffer 7 der Satzung wird wie folgt geändert: 
 
Ziffer 7.1 erhält folgende Fassung:  
 

„Gemäß Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 ist der Ausgleich (Ziff. 5.1) auf den 
finanziellen Nettoeffekt der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung zu begrenzen (Ziff. 
5.3). Zur Wahrung dieses Überkompensationsverbots sind eine Vorab-
Parametrisierung sowie eine nachträgliche Überkompensationskontrolle wie folgt 
durchzuführen: 
 
Zunächst werden die Ausgleichsparameter gemäß Art. 4 Abs. 1 VO (EG) Nr. 
1370/2007 (Obergrenze nach Parametern) so gebildet, dass eine Überkompensation 
ausgeschlossen wird. Der durch die Parameter bestimmte Betrag ist der maximal 
mögliche Ausgleich; siehe dazu Ziff. 7.5 und 7.6.  
 
Bei der nachträglichen Überkompensationskontrolle gemäß Art. 6 Abs. 1 i.V.m. dem 
Anhang der VO (EG) Nr. 1370/2007 erfolgt eine Spitzabrechnung auf Grundlage der 
maßgeblichen Kosten und der maßgeblichen Einnahmen. Der Ausgleich ist danach 
begrenzt auf den Differenzbetrag aus den maßgeblichen Kosten zuzüglich eines 
angemessenen Gewinns und den maßgeblichen Einnahmen; siehe dazu Ziff.8. 
 
Für diese beiden Schritte zur Wahrung des Überkompensationsverbots gelten die 
folgenden grundsätzlichen Regelungen der Ziffern Ziff. 7.2 bis 7.4.“ 

 
Ziffer 7.2 erhält folgende Fassung: 
 

„Soweit für einen Linienverkehr (Ziff. 2.2) ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag im 
Sinne des Art. 3 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 (z.B. Betrauung oder Verkehrsvertrag 
i.S.v. Art. 8 Abs. 3 VO (EG) Nr. 1370/2007 ) besteht, der für diesen Verkehr 
Ausgleichsparameter i.S.d. Art. 4 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 bestimmt und nach 
dem die Mittel aufgrund der hiesigen allgemeinen Vorschrift in die jährliche 
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Abrechnung zur Wahrung des Überkompensationsverbots einbezogen werden, sind 
ausschließlich und abschließend die entsprechenden Regelungen dieses öffentlichen 
Dienstleistungsauftrages für die Parametrisierung sowie im Falle des Art. 6 Abs. 1 
Satz 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 auch für die nachträgliche 
Überkompensationskontrolle maßgeblich; es erfolgt keine 
Überkompensationskontrolle nach dieser allgemeinen Vorschrift. 
 
Der Betreiber hat bei Antragstellung bzw. im Rahmen seiner Mitwirkungspflichten 
(Ziff. 10.3.3 lit. c) entsprechende öffentliche Dienstleistungsaufträge vorzulegen. 
Soweit die zuständige Behörde selbst den öffentlichen Dienstleistungsauftrag 
vergeben hat, reicht dessen Benennung. Der Betreiber hat ferner der zuständigen 
Behörde das jeweilige Ergebnis der jährlichen Überkompensationskontrolle 
mitzuteilen (siehe Ziff. 10.3.3), soweit diese nicht von der zuständigen Behörde selbst 
durchgeführt wurde oder ihr die prüfende Behörde das Ergebnis zur Verfügung stellt. 
 
Soweit kein öffentlicher Dienstleistungsauftrag besteht, der den Anforderungen nach 
Satz 1 genügt, erfolgt die Parametrisierung sowie die nachträgliche 
Überkompensationskontrolle nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift.“ 

 
Ziffer 7.3 erhält folgende Fassung: 
 

„Die Parametrisierung sowie die nachträgliche Überkompensationskontrolle nach 
Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift beziehen sich auf ein Linienbündel bzw. auf 
eine einzelne Linie in den Fällen, in denen kein Linienbündel besteht. 
 
Die Prüfung bezieht sich hierbei auf die gesamten Kosten und Einnahmen für die 
Bedienung dieser Linien(bündel) im jeweiligen Bewilligungsjahr.“ 

 
Die Ziffern 7.3.1 und 7.3.2 werden gestrichen. 
 
In der Überschrift Ziffer 7.4 werden die Worte „Federführung und“ gestrichen. 
 
Ziffer 7.4 erhält folgende Fassung: 
 

„Bei Linien bzw. Linienbündeln, die die Gebietsgrenzen der hiesigen zuständigen 
Behörde zu anderen Aufgabenträgern überschreiten (grenzüberschreitende Linien 
bzw. Linienbündel) erfolgt die Zuordnung der Kosten und Einnahmen auf das Gebiet 
der hiesigen zuständigen Behörde analog den Regelungen in Ziffer 7.6.1 u. 7.6.2.“ 

 
Ziffer 7.5 erhält folgende Fassung: 
 

„Der Betreiber hat mit Antragstellung (Ziff. 10.1) für jedes Linienbündel / jede Linie 
(Ziff. 2.2.3), eine Vorabkalkulation der Kosten und Erträge einzureichen; er hat dazu 
ein vorgegebenes Formblatt zu verwenden.“ 

 
Ziffer 7.6.1, erster Spiegelstrich erhält folgende Fassung: 
 

„die Zuordnung der Kosten zum Linienbündel, bzw. zur Linie erfolgt sachgerecht und 
nachvollziehbar nach objektiven Maßstäben. Der Betreiber beachtet hierbei Ziff. 5 
des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 (getrennte Rechnungslegung). Er wendet 
diese Aufteilungsmaßstäbe einheitlich für alle Leistungen für die Laufzeit der 
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Liniengenehmigungen an, für die ein Ausgleich aus dieser allgemeinen Vorschrift 
gewährt wird.“ 

 
In Ziffer 7.6.1, zweiter Spiegelstrich werden die Worte „und für die keine Federführung nach 
7.4 vereinbart ist“ gestrichen. 
 
In Ziffer 7.6.3, dritter Spiegelstrich, werden die Worte „und für die keine Federführung nach 
7.4 vereinbart ist“ gestrichen. 
 
 
Artikel VIII 
 
Ziffer 8 der Satzung wird wie folgt geändert: 
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In Ziffer 8.1.2, zweiter Spiegelstrich werden die Worte „und für die keine Federführung nach 
7.4 vereinbart ist“ gestrichen. 
 

Der Betreiber weist durch Testat eines von ihm zu beauftragenden Wirtschaftsprüfers 
/ Steuerberaters die Einhaltung der nachfolgend genannten Anforderungen nach:  

- die Anforderungen an die sachgerechte Zuordnung der Einnahmen nach 
objektiven Maßstäben differenziert nach Linien / Linienbündeln sind erfüllt; 
 

Ziffer 8.3 erhält folgende Fassung:  
- „Ergibt die Prüfung nach Ziff. 8.2 bzw. die gemäß Ziff. 7.2 durchgeführte 

Überkompensationsprüfung nach Maßgabe eines öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags, dass der sich nach Ziff. 6.5 ergebende rechnerische Anteil 
des Betreibers an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW zu einer 
Überkompensation führen würde, dann ist im Rahmen der endgültigen Bewilligung 
(Ziff. 10.3.3) der Ausgleich gemäß Ziff. 6.6 bis zur jeweiligen Grenze der 
Überkompensation abzusenken. 

- Soweit Teilzahlungen/Abschläge aufgrund vorläufiger Bewilligungsakte zu einer 
Überschreitung dieser Grenze geführt haben, sind diese Überzahlungen 
rückabzuwickeln (Ziff. 10.3.3 lit. d).“ 

 
Artikel IX 
 
Ziffer 10 der Satzung wird wie folgt geändert: 
 
Ziffer 10.1.2, Absatz 1, erhält folgende Fassung: 
 

„Die Anträge sind bis zum 31.12. des jeweiligen Vorjahres zu stellen.“ 
 
Ziffer 10.3.2, lit. b) erhält folgende Fassung: 
 

„Die voraussichtlichen Erträge des Betreibers im Ausbildungsverkehr (vgl. Ziff. 6.4) 
sind vom Betreiber für die nach Ziff. 10.3.2 lit. a) voraussichtlich zu erbringenden 
verkehrlichen Leistungen vorab zu kalkulieren und mit dem Antrag anhand von 
Vergangenheitswerten, soweit vorhanden, plausibel dazulegen. Hierbei sind, soweit 
vorhanden, Einnahmenprognosen der jeweiligen Verkehrsverbünde 
und -gemeinschaften zu berücksichtigen und mit Antragstellung vorzulegen.“ 

 
Ziffer 10.3.2, lit. c) erhält folgende Fassung:  
 

„Soweit der Betreiber während des Bewilligungsjahres Verkehre aufnehmen, 
erweitern, reduzieren oder einstellen wird, ist dies bei der Ermittlung der Wagenkm 
sowie bei der Prognose der Erträge des Betreibers im Ausbildungsverkehr 
grundsätzlich zu berücksichtigen, wenn im Zeitpunkt der Antragstellung (Ziff. 10.1) die 
entsprechenden (Änderungs-)Genehmigungen bzw. Fahrplanzustimmungen 
bestandskräftig sind bzw. durch Fristablauf enden bzw. (Teil-)Entbindungen 
bestandskräftig vorliegen bzw. einstweilige Erlaubnisse erteilt wurden.  
 
Sofern der zuständigen Behörde zum Zeitpunkt der Erstellung der vorläufigen 
Bewilligung eine rechtskräftige Genehmigung oder eine einstweilige Erlaubnis 
vorliegt, können die im Vergleich zum Zeitpunkt der Antragstellung (Satz 1) 
entsprechenden Leistungs- und Einnahmeveränderungen im Rahmen der vorläufigen 
Bewilligung berücksichtigt werden.  
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Abweichend von den Sätzen 1 und 2 können unterjährige Leistungs- und 
Einnahmenveränderungen insbesondere dann berücksichtigt werden, wenn die 
zuständige Behörde zum Zeitpunkt der Erstellung ihrer vorläufigen Bewilligung 
Anhaltspunkte dafür hat, dass dem Betreiber für Verkehre in ihrem 
Zuständigkeitsbereich keine oder eine geänderte Anschlussgenehmigung erteilt 
werden wird. In diesem Fall gelten folgende Grundsätze:  
 
- Im Rahmen der vorläufigen Bewilligung geht die zuständige Behörde zunächst 

davon aus, dass unterjährig auslaufende Liniengenehmigungen dem Betreiber 
wiedererteilt werden, der diese Genehmigungen zum Zeitpunkt der Antragstellung 
innehat. Der vorläufige Bewilligungsbetrag, der auf die Berücksichtigung dieser 
Verkehrsleistungen zurückzuführen ist, wird im Rahmen der vorläufigen 
Bewilligung gesondert ausgewiesen. 

- Wird die Anschlussgenehmigung im Anschluss an die vorläufige Bewilligung 
einem anderen als dem bisherigen Betreiber erteilt, wird der vorläufige 
Bewilligungsbescheid des bisherigen Betreibers in der Weise geändert, dass der 
vorläufige Bewilligungsbetrag um den nach Maßgabe des vorstehenden Satzes 
gesondert ausgewiesenen Teilbetrag reduziert wird.  

- Wird die Anschlussgenehmigung an einen anderen Betreiber erteilt, dem bereits 
eine vorläufige Bewilligung nach Maßgabe dieser Allgemeinen Vorschrift erteilt 
wurde, wird der vorgenannte Teilbetrag durch entsprechende Anpassung dessen 
vorläufiger Bewilligung auf diesen übertragen.  

- Wird die Anschlussgenehmigung an einen anderen Betreiber erteilt, dem bislang 
noch keine vorläufige Bewilligung nach Maßgabe dieser Allgemeinen Vorschrift 
erteilt wurde, wird der vorgenannte Teilbetrag auf Antrag durch eine vorläufige 
Bewilligung auf diesen übertragen. 

- Sollten die entsprechenden Verkehrsleitungen nach unterjährigem Auslaufen der 
Liniengenehmigungen gänzlich entfallen, weil sie entweder nicht wiedergenehmigt 
werden oder weil der neue Betreiber keinen Antrag nach Ziff. 10.1.2 Satz 2 
gestellt hat, wird der vorgenannte gesondert ausgewiesene Teilbetrag durch 
Anpassung der vorläufigen Bewilligungen entsprechend Ziff. 6.7 auf alle Betreiber 
im Gebiet der hiesigen zuständigen Behörde verteilt.  

- Eine Auszahlung des nach vorstehender Maßgabe gesondert ausgewiesenen 
Teilbetrags an den bisherigen oder den neuen Betreiber erfolgt erst nach 
Bestandskraft der entsprechenden Anschlussgenehmigung.  

- Sofern die Verkehrsleistungen gänzlich entfallen, erfolgt die Auszahlung der 
Anteile des gesondert ausgewiesenen Teilbetrags an die Betreiber im Gebiet der 
zuständigen Behörde nach Bestandskraft der entsprechend geänderten 
vorläufigen Bewilligungen. 

 
Eine unterjährige Anpassung der vorläufigen Bewilligung bei anderen unterjährigen 
Leistungs- bzw. Einnahmenveränderungen findet nicht statt.“ 

 
 
In 10.3.3, lit. a), wird das Datum „31. 8.“ in „30. 9.“ geändert. 
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Ziffer 10.3.3, lit c), erhält folgende Fassung:  
 

„Eine erneute Antragstellung seitens des Betreibers ist für den endgültigen 
Bewilligungsakt nicht erforderlich. 
 
Der Betreiber hat bis zum 15.04.  des zweiten dem Bewilligungsjahr folgenden Jahres 
der zuständigen Behörde die erforderlichen Nachweise (vgl. Ziff. 10.4) zu übergeben. 
Hierfür sind die erforderlichen Daten mit Stichtag zum 31.03. des zweiten dem 
Bewilligungsjahr folgenden Jahres anzugeben. 
 
Im Fall von Ziff. 7.2 hat er das Ergebnis der jährlichen Überkompensationskontrolle 
aufgrund des öffentlichen Dienstleistungsauftrags mitzuteilen, soweit die 
Überkompensationskontrolle nicht von der hiesigen Behörde selbst durchgeführt 
wurde oder ihr die prüfende Behörde das Ergebnis zur Verfügung stellt. 
 
Die zuständige Behörde kann weitere Unterlagen anfordern und die Angaben 
überprüfen. Soweit der Betreiber seinen diesbezüglichen Verpflichtungen nicht 
nachkommt, wird die zuständige Behörde die entsprechenden Daten aufgrund 
eigener Bewertungen festlegen und den Ausgleich auf dieser Grundlage festsetzen. 
Alternativ kann die Behörde den Ausgleich ganz oder teilweise versagen (Ziff. 
10.3.4).“ 
 

Ziffer 10.4.1 erhält folgende Fassung: 
 
„Mit Antragstellung weist der Betreiber der zuständigen Behörde in Bezug auf das 
jeweilige Bewilligungsjahr nach 
 

- den ggf. für eine Linie / ein Linienbündel vorhandenen öffentlichen 
Dienstleistungsauftrag (Ziff. 7.2), 

- das ggf. nach § 9 Abs. 2 PBefG genehmigte Linienbündel (Ziff. 2.2.2.1 lit. 
a), 

- ggf. die Zugehörigkeit der Linien des Betreibers zu einem Linienbündel, in 
dem bestimmte Linien von anderen Betreibern bedient werden (Ziff. 

2.2.2.1 lit. c), bzw. 

- ggf. vorhandene wirtschaftliche und verkehrliche Verflechtungen der von 
ihm betriebenen Linien (Ziff. 2.2.2.1 lit. b). 

 
Betreiber, die Übergangs-, Anerkennungs- und/oder Haustarife gemäß Ziff. 3.5 
anwenden, teilen der zuständigen Behörde mit Antragstellung die bei ihnen geltenden 
Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs mit. Der Betreiber weist nach, dass die 
Tarife den Anforderungen an die Mindest-Ermäßigung entsprechen (Ziff. 3.5). 
 
Ferner teilt der Betreiber der zuständigen Behörde mit Antragstellung für das 
jeweilige Bewilligungsjahr mit  
 

- die Anzahl der voraussichtlich vom Betreiber in NRW zu fahrenden 
Wagenkilometer im Linienverkehr (Ziff. 10.3.2. lit. a), 

- die Anzahl der voraussichtlich vom Betreiber im Gebiet der zuständigen 
Behörde zu fahrenden Wagenkilometer im Linienverkehr (10.3.2. lit. a), 
differenziert nach Linien, 

- die Höhe der voraussichtlich von ihm erzielten Netto-Erträge im 
Ausbildungsverkehr in NRW (10.3.2. lit. b), 
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Mit dem Antrag übermittelt der Betreiber der zuständigen Behörde bezogen auf Linien 
/ Linienbündel (Ziff. 2.2.2) für das jeweilige Bewilligungsjahr außerdem 
 

- die Vorabkalkulation der Kosten und Erträge gemäß Formblatt (Ziff. 7.5) 
sowie 

- eine Eigenerklärung und auf Verlangen ein Testat eines Wirtschaftsprüfers 
/ Steuerberaters, das die Einhaltung der für die Erstellung der 
Vorabkalkulation der Kosten geltenden Anforderungen bestätigt (Ziff. 7.6).“ 

 
Ziffer 10.4.2 erhält folgende Fassung: 
 

„Für die endgültige Bewilligung (Ziff. 10.3.3) gibt der Betreiber der zuständigen 
Behörde im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht nach Ziff. 10.3.3 lit. c) für das 
Bewilligungsjahr an: 
 

- die vom Betreiber tatsächlich erzielten Netto-Erträge im 
Ausbildungsverkehr in NRW (Ziff. 6.4), 

- die vom Betreiber tatsächlich im Antragsjahr in NRW insgesamt sowie im 
Gebiet der zuständigen Behörde erbrachten Wagenkilometer im 
Linienverkehr je Linie einschließlich der in NRW auf 
grenzüberschreitenden Linien erbrachten Wagenkilometer; gesondert 
ausgewiesen werden die hiervon ggf. auf Stadtbahnen in Doppeltraktion 
entfallenden Wagenkilometer (Ziff. 6.5). 
 

Soweit nicht aufgrund Ziff. 7.2 die Regelungen eines öffentlichen 
Dienstleistungsauftrages für die Überkompensationskontrolle maßgeblich sind, gibt 
der Betreiber der zuständigen Behörde bezogen auf Linienbündeln / Linien (Ziff. 
2.2.2) für die Durchführung der Überkompensationskontrolle an: 
 

- die Höhe der  tatsächlichen Kosten (Ziff. 8.1.1) zuzüglich der angemessenen 
Kapitalverzinsung (Ziff. 8.2.3) und die Höhe der  tatsächlichen Einnahmen 
(Ziff. 8.1.2). 

 
Durch Testat eines Wirtschaftsprüfers/ Steuerberaters bestätigt der Betreiber hierbei 
die Einhaltung der für die Ermittlung der tatsächlichen Kosten geltenden 
Anforderungen gemäß Ziff. 8.1.1 und die Einhaltung der für die Ermittlung der 
tatsächlichen Einnahmen geltenden Anforderungen gemäß Ziff. 8.1.2, die Einhaltung 
der Anforderungen an die angemessene Kapitalverzinsung gemäß Ziff. 8.2.3 sowie 
die Höhe der tatsächlichen Kosten und Einnahmen.  
 
Der Betreiber weist der zuständigen Behörde zudem nach, dass  
 

- im Bewilligungsjahr die Verkehre vom Betreiber gemäß den erteilten 
Genehmigungen/Erlaubnissen/Fahrplänen durchgeführt worden sind (Ziff. 
4.3.1). 

- die Fahrgäste im Antragsjahr die Mobilitätsgarantie NRW in Anspruch nehmen 
konnten (Ziff. 9).“ 

 
Artikel X 
 
Ziffer 11 der Satzung wird wie folgt geändert: 
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Ziffer 11.1, Satz 4, 2. Spiegelstrich, erhält folgende Fassung: 
 

„für einen Linienverkehr im Zuständigkeitsbereich des Aufgabenträgers (Ziff. 2.2) ein 
öffentlicher Dienstleistungsauftrag im Sinne des Art. 3 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 
(z.B. Betrauung oder Verkehrsvertrag entsprechend Art. 8 Abs. 3 VO (EG) Nr. 
1370/2007) besteht.“ 

 
Ziffer 11.2, Absatz 2, Satz 2 erhält folgende Fassung: 
 

„Andernfalls hat der Betreiber die Mittel binnen einer im endgültigen Bewilligungsakt 
zu bestimmenden Frist an die zuständige Behörde mittels Überweisung auf das von 
der Behörde anzugebende Bankkonto zurückzuzahlen; Überzahlungen, die sich 
aufgrund einer Überkompensation ergeben, sind ab Zugang des Betrages beim 
Betreiber mit einem Zinssatz von 5 % über dem Basiszinssatz zu verzinsen.“ 

 
Die bisherige Ziffer 11.4 wird Ziffer 12. 
 
Die Ziffer 11.4 wird gestrichen. 

 
Die bisherige Ziffer 11.5 wird Ziffer 13. 
 
 
Artikel XI 
 
Die Anlage 1 „Referenzvermerk“ wird wie folgt geändert: 
 
In der Tabelle 1 „Referenzen zum Monatsticket“ wird dem Gültigkeitsmerkmal des 
Monatstickets „Keine Mitnahmemöglichkeit weiterer Personen“ eine Fußnote mit folgendem 
Text  hinzugefügt: 
 
„Mit folgenden Ausnahmen: Montags bis freitags nach 19:00 Uhr sowie an Samstagen, 
Sonn- und gesetzlichen Feiertagen ohne Zeiteinschränkung können mit dem MonatsTicket 
der Inhaber und bis zu 4 weitere Personen, maximal zwei Personen ab 15 Jahren, die 
Verkehrsmittel für beliebig viele Fahrten innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 
benutzen. Anstelle von Personen können alternativ auch Fahrräder mitgenommen werden.“ 
 
In der Anlage 1 „Referenzvermerk“ wird der vierte Spiegelstrich unter „Grundlagen“ wie folgt 
ergänzt: 

 
„bzw., sofern der Tarif „Der Sechser“ durch einen anderen Tarif ersetzt wird oder in 
diesem aufgeht („Westfalentarif“), die Tarifbestimmungen des den Tarif „Der Sechser“ 
ablösenden Tarifs. Nachfolgend aufgeführte Bezüge auf einzelne Tarifbestimmungen 
des Tarifs „Der Sechser“ gelten in diesem Fall als Bezug auf diejenigen 
Bestimmungen des Folgetarifs, die inhaltlich diesen entsprechen.“  

 
Weiter werden in der Anlage 1 „Referenzvermerk“ unter  „Angebote im Ausbildungstarif“ die 
Ziff. 6.8.2 durch Ziff. 6.9.2, die Ziff. 6.8.3 durch Ziff. 6.9.3 sowie die Ziff. 6.8.1 durch Ziff. 6.9.1 
ersetzt.  
 
 
Artikel XII 
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Diese Änderungssatzung tritt gemäß § 7 Abs. 4 Satz 2 GO NRW rückwirkend zum 
01.01.2017 in Kraft. 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der 
Gemeindeordnung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Detmold, den 30.05.2017 
Der Bürgermeister 
 
 
 
Rainer Heller 
 
 
 


